
... H. hatte Anfang 1957 die Absicht, nach Jugoslawien zu reisen. Er 
wollte sein Repertoire erweitern, da seine anderen Vorträge bereits be­
kannt waren.
Im Februar 1957 stellten H. und seine Mitarbeiterin N. beim Paß- und 
Meldewesen in Leipzig einen Antrag für eine Auslandsreise nach Jugo­
slawien. H. wandte sich gleichzeitig mit Unterstützung des Kulturbundes 
an das Ministerium für Kultur und im März 1957 an das Ministerium für 
auswärtige Angelegenheiten. Die Pässe wurden abgelehnt. H. und N. 
reichten einen zweiten Antrag bei der Hauptverwaltung der Deutschen 
Volkspolizei, Berlin, ein, der ebenfalls abgelehnt wurde. H. mußte er­
kannt haben, daß es nicht im Interesse unseres Staates liege, eine solche 
Reise zu genehmigen. Anfang Mai 1957 reichte H. für sich und die N. er­
neut einen Antrag für eine Interzonenreise nach Freilassing/Deutsche 
Bundesrepublik ein. H. hatte die Absicht, von dort aus nach Jugoslawien 
einzureisen. Es ist ein Versäumnis des Paß- und Meldewesens Leipzig, 
H. nicht darauf hingewiesen zu haben, daß er sich strafbar mache, wenn 
er vom Gebiet der Deutschen Bundesrepublik nach Jugoslawien einreist. 
H. verschwieg jedoch die Absicht, von Westdeutschland nach Jugoslawien 
zu reisen. — H. fuhr daraufhin mit der N. Mitte Mai 1957 nach der 
Deutschen Bundesrepublik und von dort nach Jugoslawien. Die Einreise 
nach Jugoslawien erfolgte am 18. Mai 1957. Die Reise wollen H. und N. 
mit 400,— DM finanziert haben, die sie von den Verwandten der N. an­
geblich erhalten haben. Diese Verwandten sind republikflüchtig und 
leben in der Deutschen Bundesrepublik. In Jugoslawien wollen beide 
sehr dürftig gelebt haben. Die Ausreise erfolgte am 2. Juli 1957.
H. und N. haben sich eines Verstoßes gegen das Paßgesetz vorsätzlich 
schuldig gemacht. Beiden war bekannt, daß sie sich strafbar machen, wenn 
sie ohne den erforderlichen Reisepaß der DDR nach Jugoslawien reisen. 
Das im Reisepaß angegebene Reiseziel war Freilassing in der Deutschen 
Bundesrepublik. Beide mißachteten die Gesetze unseres Arbeiter- und 
Bauernstaates. H. ging es nicht, wie er aussagte, um eine Annäherung 
der DDR und Jugoslawien, sondern lediglich darum, wie er aus einer sol­
chen Reise für sich den größten Gewinn erzielen kann. Die Reise nach 
Jugoslawien war für H. und N. keine Existenzfrage. In der DDR wird 
auch die freischaffende Intelligenz gefördert. Beide Beschuldigte haben 
durch ihr konkretes Verhalten bewiesen, daß sie schuldhaft handelnd die 
Gesetze unseres Staates verletzten.
Sie wußten, daß ihr Tun strafbar ist und müssen durch unser Gericht zur 
Einhaltung der Gesetzlichkeit erzogen werden.
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